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Nro 1625. 


i | Bozen C. R. Gubernium vigore Alti sui Decreti ddo, 14 Maji an. cur, Nro 17598, 


significavit sequentia: Laut einer von der k. k. geheimen Hof⸗und Staatskanzlei der 
vereinigten k. k. Hofkanzlei zugekommenen Mittheilung hat der königlich bairiſche 
Bundestagsgeſandte an ſämmtliche Geſandſchaften zu Frankfurt das im Auszuge⸗ 
abſchriftlich anliegende Cirkular erlaſſen, worin er die Geſetzgebung Baiernd in Be 
treff der von bairiſchen Unterthanen im Auslande, und von fremden Unterthanen in 
Baiern geſchloſſenen Ehen entwickelt, und den Wunſch äußert, daß die dießfälligen 
Beſtimmungen zur Kenntniß der übrigen Regierungen gebracht werden. — Das[Con- 
sistorum wird daher in Folge hohen Hoffkanzlei-Exlaſſes vom 51ten März l. J. 3. 
50680, angewieſen, dieſe Beſtimmungen der unterſtehenden Geiſtlichkeit mit der Be⸗ 
lehrung mitzutheilen, ſich in vorkommenden Fällen genau hienach zu richten, wobei 
bemerkt wird, daß ſich hiedurch die mit dem h. Hofkanzleierlaſſe vom 30ten Okto⸗ 
ber 1827 3. 23224. und der hierortigen Verordnung vom 27ten November 1827. 


N 3991. rt 5 a er 5 
3. 77870. bekannt gemachte Beſtimmung der k. bairiſchen Regierung, vermöge 
welcher die eheliche Verbindung eines k. bairiſchen Unterthans im Auslande an die 
bebe Entlaffung aus dem dortigen Unterthansbande gebunden war, anmit 
ehebe. 5 


Abschrift zur Gub. Zahl 27508. 


Die Geſetzgebungen eines großen Theils deutſcher Staaten erkennen bekanntlich die 
von eigenen Unterthanen im Auslande geſchloſſenen Ehen nur in ſo ferne für gültig 
an, als der Ehemann zu der Eingebung die ausdrükliche Erlaubniß ſeiner heimatli⸗ 
chen Obrigkeit erhalten hat. — Dieſes iſt insbeſondere auch in Baiern der Fall, 
und es wird hiernach nicht nur jede ohne Erlaubniß der betreffenden Civil⸗Obrig⸗ 
keit von einem Baiern im Auslande eingegangene Ehe in ſtaatsrechtlicher Hinſicht 
als völlig ungültig betrachtet, ſondern auch dieſelbe erforderlichen Falles von D- 
brigkeitswegen getrennt, ohne daß der Frau, falls ſelbe Ausländerinn iſt, oder deren 
Kindern, hieraus die Rechte baieriſchen Angehörigen erwachſen können. Dagegen ſind 
auch in Baiern die gleichen Maßregeln gegen die Verhütung unerlaubter Ehen von 
Ausländern getroffen und es iſt den Geiſtlichen aller Conkessionen verbothen, ir⸗ 
gend eine Trauung eines Ausländers vorzunehmen, wenn der zu Trauende nicht die 
von der ihm vorgeſetzten ausländiſchen Dienſtes, oder Heimathsbehörde ausgeſtellte 
Verehelichungs⸗Bewilligung, nebſt den geeigneten pfarrämtlichen Zeugniſſen darüber, 
daß der beabſichtigten Verehelichung in Hinfcht auf kirchenrechtliche Beſtimmungen 
kein Hinderniß entgegenſtehe, beigebracht hat; — die k. baieriſche Regierung hat 
hierüber ſelbſt beſondere Uebereinkünfte 3. B. mit Preußen getroffen, und dadurch 
die Ueberzeugung erlangt, daß analoge Anordnungen nichk nur in anderen deutſchen 
Staaten beſtehen, ſondern daß dieſe Verfügungen auch dem eigenen Intereſſe der 
benachbarten Regierungen vollkommen entſprechen. — Wenn nun gleich nach die⸗ 
ſen ganz klaren und beſtimmten geſetzlichen Anordnungen niemals über die Ungül⸗ 
tigkeit einer im Auslande von einem baierſchen Unterthan obne die legalen Bewil⸗ 
ligungen und Ausweiſe geſchloſſenen Ehe fo wie darüber, daß daraus gegen den bai⸗ 
erſchen Staat, oder einzelne Gemeinden keine Rechte abzuleiten ſind, ein Zweifel 


\ 


entſtehen kann; ſoͤ find doch Fälle vorgekommen, in welchen auswärtige Behörden 
hierauf nicht gehörige Rückſicht genommen, oder eine andere Anſicht von der Wir⸗ 
kung einer ſolchen Ehe geäußert, und dadurch bisweilen Differenzen herbeigeführt, 
oder ihre Angehörigen in Nachtheil verſetzt haben. — Die k. baier: Regierung 
hält es daher zur Vermeidung ſolcher Fälle für angemeſſen, alle Bundesregierun⸗ 
gen auf dieſe Beſtimmungen der bairiſchen Geſetzgebung aufmerkſam zu machen, um 
dem eigenen weiſen Ermeſſen derſelben anheim zu geben, ihren Unterbehörden hiernach 
die geeignete Inſtruktion zugehen zu laſſen. — 5 55 


Quod Altum Decretum Clero Curato pro notitia, directione et stricta obser- 
vatione publicatur, — 3 


Datum in Consistorio episcopali r. gr. cath. 
Premisliae die 11a Junii 1842. 
. . 
Johann Biſchof. 
1 — ö Pietrasie wie. 


Nro 1683. 


A tum Excelsi C. R. Gubernii Decretum ddto 31a Maii a. c. Nro 22221. conti» 
nens dillucidationem Altissimi Rescripti ddto 3a Junii 1826. emanati et medio lite- 
rarum Tircularium ddto 21a Julii 1826 Nro 43295. intimati hic sub J. reprodueti 
tenoris sequentis: Aus Anlaß eines über den Sinn der A. h. Entſchließung vom Bten 
Juni 1826. vorgekommenen Zweifels haben Seine k. k. Majeſtät mit A. h. Kabiner⸗ 
ſchreiben vom 10ten März 1842. zu verordnen befunden daß von nun an, das zu Folge 
jener Entſchließung beſtehende Verboth der Wiederaufnahme ſolcher Individuen in 
die Staatsdienſte, die wegen Verbrechen, Vergehen oder Vernachläſſigungen des Dienſtes 
entſetzt worden find, auch auf eine zeitweilige Verwendung derfelben in was immer 
für einer Eigenſchaft mithin auch als Diurniſten bei irgend einer l. f. Behörde 
ſich zu erſtrecken habe. — Wovon das Consistorium zufolge h. Hofkanzleidekretes 
vom 25ten März 1842. 3. 8972. bezüglich auf das Kreisſchreiben vom 2ıten Zus 
li 1820. 3. 45,205. zur Wiſſenſchaft und Nachachtung in die Kenntniß gefegt wird = 
pro notitia et directione per praesentes hotificalur: — 


Datum in Consistorio episcopali r. gr. cath. 
Premislise die 18a Junii 1842. 


Johann Biſchof. 


Polatski, 


Abſchrift — ad Nrm Gubern: 45205. ex anno 1620. 


Um zu verhindern, daß ein in Kriminal- Unterſuchung geſtandenes und nicht 
für unſchuldig befundenes Individuum zu k. k. Staatsdienſten zugelaſſen, oder ein 
wegen Verbrechen oder ſonſtigen Vergehungen entlaſſener Beamte wieder angeſtellt 
werde, haben Se. Majeſtät mit a. h. Entſchließung aus Laxenburg vom Zten Juni 
d. J. zu befehlen geruhet: | 


itens Die ſchon beſtehende allgemeine Vorſchrift, daß kein wegen Verbrechen, Vers 
gehen oder Vernachläſſigung ſeines Dienſtes entſetzter Beamte ohne ausdrücklcher 
Bewilligung Sr. Majeſtät in Staadtsdienſte wieder aufgenommen werden dürfe, 
müſſen auf das geuaueſte befolgt werden, und jede Behörde ſey für die unabweichliche 
Beobachtung derſelben ſtrenge verantwortlich. 


1 


— 
— 


1 l 7 h * a N & 
2tens Die oben angeführte Verordnung werde dahin ausgedehnt, daß nich nur ent 
laſſene Beamte, ſondern auch Individuen, welche noch nie angeftellt waren, wenn ſie 

jemals in einer Kriminal⸗Unterſuchung geſtanden, und in derſelben nicht für un⸗ 


ſchuldig erklärt worden ſind, zu Staatsdienſten ohne Genehmigung Sr. Majeſtät 


nicht zugelaſſen werden dürfen. 


stens Es ſey, um dieſe Abſicht zu erreichen, eine unerläßliche verantwortliche Pflicht 


jeder Behörde, der die Verleihung eines Dienſtplatzes zuſteht, über das auszu⸗ 
wählende Iudividuum die genaueſten Erhebungen einzuleiten, und insbeſondere 
zu dieſem Ende die umſtändlichſten Nachweiſungen über deſſen frühern ganzen Le⸗ 
benslauf in der Art ſich vorlegen zu laſſen, daß darin keine Zeitperiode überſprungen, 
und die volle Uiberzeigung von dem ganzen früheren Betragen dieſes Individuums 
geliefert werde. 5 ig 


atens Obſchon bei forgfältiger Beobachtung diefer Anordnungen es nicht leicht möglich 
ſeyn wird, daß ein ſeines Dienſtes entſetzter Beamte, oder ein nie in Dienſten ge⸗ 


ftandened und eines Verbrechens ſchuldig gewordenes Individuum in Anſtellung kom⸗ 


men möchte, ſo ſey doch, wenn es gleichwohl jemanden dieſer Art gelingen ſollte, 
ſich in die Staatsdienſte einzuſchleichen, ſeine diesfällige Ernennung dergeſtalt als 
nichtig anzuſehen, daß derſelbe von dem Augenblicke, wo nach ſeiner erfolgten 


Anſtellung die frühere Entlaſſung oder Kriminal⸗Schuld entdeckt werden ſollte, 8 


öohneweiters und unnachſichtlich wieder zu entlaſſen komme. 

Dieſe allerböchſte mit h. Hofkammerdekrete vom 21ten Juni 1826. bekannt 
gegebene Entſchließung wird demnach hiemit mit dem Beiſatze zur allgemeiner Kenntniß 
gebrachtz daß N e 


. a. Jeder noch nicht angeſtellte, welcher in einen öffentlichen Dienſt in was 


immer für einer Kathegorie aufgenommen zu werden wünſcht, verpflichtet ſey, ſich über 


ſeine bisherige Beſchäftigung, Verwendung und Moralität während ſeines frühern 
ganzen Lebenslaufes ohne irgend eine Unterbrechung glaubwürdig um ſo ſicherer 


uszuweiſen, als widrigenfalls jedes in dizfer Art nicht gehörig und vollſtändig inſtruirte \ 


Geſuch dem Bittſteller platterdings zurückgeſtellt werden würde. 


b Daß ſolche Individuen, welche bereits früher angeſtellt und entlaſſen wor⸗ 
den ſind, oder welche noch nie angeſtellt waren, aber jemals in einer Kriminal⸗Un⸗ 
terſuchung geſtanden, und in derſelben nicht für unſchuldig erklärt worden ſind, wenn 
ſelbe in Staatsdienſte aufgenommen werden wollen, bevor ſich ſelhe um irgend eine 
Anſtellung in Kompetenz ſetzen, verpflichtet find, um ihre Aufnahme in Staatsdienſte 
vorläufig mittelſt der betreffenden Behörde, bei der ſie angeſtellt zu werden wün⸗ 
ſchen, zur Einholung Sr. Majeſtät a. h. Entſcheidung einzuſchreiten, und die Gründe, 
auf die fie ihr Geſuch ſtützen, gehörig zu erweiſen, wornach derlei Individuen erſt dann 
um irgend eine öffentliche Bedienſtung ſich in Kompetenz zu ſetzen berechtig ſeyn 
werden, wenn Se. k. k. Majeſtät deren Befähigung zur Aufnahme in Staatsdienſte 
bewilliget haben werden. nr 


c. Daß die im vorhergehenden Abſatze bemerkten Individuen, wenn fie ohne 
der Vorſchrift deſſelben genüge zu leiſten irgend eine Anſtellung erſchleichen ſollten, 
im Entdeckungsfalle unnachſichtlich in der von Sr. Majeſtät vorgeſchriebenen Art 
behandelt, ſohin des erſchliechenen Dienſtes ohne weiters werden entſetzt werden. 


Nro. 1842, 


5 N : \ 
Necla C. R. Gubernium Alto-Decreto suo ddto 20. Junii an, cur. Nro 24504. 
intimavit Consistorio huic sequentia: ” 5 N 8 


Es iſt dem Gubernium angezeigt worden, daß ſich junge Purſchen auf Anregung 
der Geiſtlichkeit an den Oſterfeiertagen als Soldaten verkleiden, und während des 


— 


2 * 


Gottesdienſtes mit zuſammengetragenen Gewehren Salven geben, wobei wirklich 
ſchon 1 eingetreten ſind, und auch immer aus Unvorſichtigkeit leicht ein⸗ 
treten können. — 


Das Consistorium wird demnach angewieſen, der untergeordneten Geiſtlichkeit 


dieſen Mißbrauch für die Folge ſtrenge zu unterſagen. Quam altam Ordinationem 
universo Clero Curato pro notitia et directione praesentibus communicamus. — 


Datum in Consistorio episcopali r. gr. cath. 
Premisliae die 16a Julii 1842. — 


Johann Biſcho f. 


Lukas zewski. 
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UWIADOMIENIE. 


. W drukarni biskupiej naby& mona — egzemp. po 4 kr. m. k. Ecphonemata 


liturgii greckiej, czyli wyktad tego wszysthlego, co przy mszy sw. kaptan, dijakon 

i cher w glos spiéwajg, wjezyku cerkiewnym z przylegtem dostownem tiumaczeniem 

polskiem. | 7 
W tejze drukarni dostad takze mozna — egzemplarz po 15 kr, m. 1 N MManualik 


nauk religijnych dla spowiedniköw. 


W Przemyslu dnia 15g0 wrzesnia 1842 


1 f 


